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8680 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 29. Februar 2012 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem ein Bundesgesetz zur Förderung von freiwilligem Engagement (Freiwilligengesetz 
– FreiwG) erlassen wird sowie das Familienlastenausgleichsgesetz, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-
Sozialversicherungsgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz und das Gebührengesetz 
geändert werden 

Neben dem Sozialstaat mit Rechtsansprüchen als erster Säule bildet das zivile, freiwillige Engagement 
von Einzelnen und Gruppen eine weitere Säule für den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft. 
Beim freiwilligen Engagement handelt es sich um Aktivitäten aus Erkenntnis über die Notwendigkeit 
solidarischen Handelns über gesetzliche Verpflichtungen hinaus. Freiwilliges/ehrenamtliches 
Engagement, das in den unterschiedlichsten Bereichen (wie Katastrophenhilfs- und Rettungsdienste, in 
den Bereichen Kunst und Kultur, Umwelt, Tier- und Naturschutz, im Sozial- und Gesundheitsbereich, im 
kirchlichen und religiösen Bereich, im Bereich der Interessenvertretung und des Gemeinwesens, im 
Bildungsbereich oder im Sportbereich u.a.) erfolgt, stellt einen Mehrwert für die Gesellschaft dar und ist 
kein Ersatz für bezahlte Arbeitsplätze. 
Der vorliegende Beschluss des Nationalrates hat die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für 
Rahmenbedingungen und Strukturen zur Förderung von Freiwilligentätigkeiten im Inland und zur 
Durchführung des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes 
und des Friedens-und Sozialdienstes außerhalb des Zivildienstes zum Ziel. 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 13. März 2012 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Mag. Muna Duzdar. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Mag. Muna Duzdar gewählt. 

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 
13. März 2012 mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2012 03 13 

 Mag. Muna Duzdar Mag. Gerald Klug 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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